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TOP 3:

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der sektorenüber-
greifenden Zusammenarbeit im ärztlichen Notdienst mittels 
weiterentwickelter Portalpraxen 

- Antrag des Landes Schleswig-Holstein - 

Drucksache: 71/18 (neu)

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Die Initiative des Landes Schleswig-Holstein knüpft an die in § 75 Absatz 1b 

Satz 2 SGB V geregelte Errichtung von Notdienstpraxen in oder an Kranken-

häusern oder Einbindung der Notfallambulanzen der Krankenhäuser in den ärzt-

lichen Bereitschaftsdienst an. 

Durch Änderungen der §§ 75 und 105 SGB V soll in begründeten Ausnahme-

fällen die Möglichkeit der Entlastung der Notaufnahmen der Krankenhäuser 

auch während der Sprechstundenzeiten geschaffen werden. 

Zur Begründung wird angeführt, die ambulante Versorgung akuter Erkrankun-

gen habe sich in den letzten Jahren mit einer jährlichen Steigerungsrate von acht 

bis zehn Prozent in Richtung Krankenhäuser verschoben. Immer mehr Patien-

tinnen und Patienten suchten eigenständig die Notaufnahmen der Krankenhäu-

ser auf. Dabei habe es sich zu einem hohen Anteil um Patienten mit dringli-

chem, aber nicht akut lebensbedrohlichem Behandlungsbedarf gehandelt – also 

um Patienten, die nach der Regelung des § 75 SGB V ambulant, im vertrags-

ärztlichen Bereich (einschließlich ärztlichem Bereitschaftsdienst) hätten ver-

sorgt werden sollen. 

Derzeit seien immer mehr dieser Patientinnen und Patienten aufgrund einer 

Selbsteinweisung auf der höchsten Versorgungsebene „Krankenhaus“ zu ver-

sorgen. Damit würden von diesen Patientinnen und Patienten Ressourcen in 

Anspruch genommen, die eigentlich für die Versorgung von Patientinnen und 

Patienten mit akut lebensbedrohlichem Behandlungsbedarf zur Verfügung ste-

hen sollten.  
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Für eine zukunftssichere Ausgestaltung der Notfallversorgung bedürfe es einer 

gezielten, die Sektoren „ambulant“ und „stationär“ übergreifenden Koordinati-

on. Ein geeignetes Instrument dafür könnten sogenannte „Portalpraxen“ als An-

laufstellen im Krankenhaus darstellen. Mit diesen im 24/7/365-Betrieb arbei-

tenden „Portalpraxen“ könne sichergestellt werden, dass alle gesetzlich Kran-

kenversicherten, die eigenständig und aus eigenem Entschluss (ohne Einwei-

sungsschein) eine klinische Notaufnahme aufsuchen, zunächst in der „Portal-

praxis“ vorgestellt werden. Dort könne dann über die Zuordnung des Patienten 

zur adäquaten Versorgungsebene entschieden werden. Dies könne auch dazu 

führen, dass eine Patientin oder ein Patient lediglich die Information erhält, dass 

ein Besuch beim Hausarzt oder Facharzt zur Abklärung ausreichend sei. Ziel sei 

explizit kein Angebot, das den Praxisbesuch bei einer niedergelassenen (Haus-) 

Ärztin beziehungsweise einem niedergelassen (Haus-)Arzt voll ersetzt. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzesantrag wird in der Sitzung des Bundesrates voraussichtlich vorge-

stellt und den Ausschüssen zur weiteren Beratung zugewiesen werden. 


